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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, Susanne Kurz, Gülseren 
Demirel, Thomas Gehring, Jürgen Mistol, Verena Osgyan, Tim Pargent, Stephanie 
Schuhknecht, Gisela Sengl, Florian Siekmann, Maximilian Deisenhofer, Anne 
Franke, Hep Monatzeder, Anna Schwamberger, Gabriele Triebel, Benjamin Adjei, 
Kerstin Celina, Barbara Fuchs, Christina Haubrich, Elmar Hayn, Claudia Köhler, 
Andreas Krahl, Eva Lettenbauer und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Existenzgefährdende Rückzahlungsforderungen aus Coronahilfen an Soloselbst-
ständige sowie Kleinunternehmerinnen und Kleinunternehmer stoppen!  

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, sofort passgenaue Lösungen für die Endabrech-
nung der Coronahilfen vorzulegen und somit die Existenz von rund 260 000 soloselbst-
ständigen Künstlerinnen und Künstlern, Kreativen, Handwerkerinnen und Handwerkern 
sowie der Kleinunternehmen in der Gastronomie, Touristik, dem Einzelhandel, dem 
Dienstleistungssektor und im Kulturbereich auch über die Pandemie und die Energie-
krise hinaus zu sichern. Dabei sollen dringend Lösungen für die folgenden Sachverhalte 
gefunden werden: 

─ Die unverhältnismäßigen Anrechnungen der bayerischen Corona-Soforthilfe auf die 
Künstlerinnen- und Künstlerhilfe (Soloselbstständigenprogramm): Die beiden Pro-
gramme sollten sich ergänzen, damit soloselbstständige Künstlerinnen und Künst-
ler auch ihren Lebensunterhalt bestreiten können, die Anrechnung der Soforthilfe 
auf die Künstlerinnen- und Künstlerhilfe steht dem entgegen. 

─ Die unverständliche Anrechnung der Zuflüsse aus Stipendien, Preisgeldern, Pro-
grammprämien oder Erlösen aus Urheberrechten auf die Corona-Soforthilfen, wenn 
die Zuflüsse zufällig in den Anrechnungszeitraum der Corona-Soforthilfen gefallen 
sind, denn freischaffende Kreative können ihre Zuflüsse nicht steuern. 

─ Anpassung des Berechnungszeitraums: der Zeitraum von drei Folgemonaten nach 
Auszahlung ist zu kurz bemessen und soll korrigiert werden, da sich die notwendi-
gen Einschränkungen aufgrund der Pandemiebekämpfung auch über diesen Zeit-
raum hinaus auf die Liquiditätsengpässe der Betroffenen ausgewirkt haben. 

─ Die Rückzahlung von Stipendien, wo diese zur Erarbeitung von künstlerischen Ar-
beiten genutzt wurden, die wegen staatlicher Lockdowns erst nach der Stipendien-
Abrechnungsperiode zur Aufführung kommen konnten. 

─ Rückwirkende Anerkennung von Kosten aus Löhnen und Gehältern für die Liquidi-
tätsengpässe, wenn kein Kurzarbeitergeld oder Ersatzleistungen geflossen sind. 

Außerdem wird die Staatsregierung aufgefordert, den Vorsitz Bayerns bei der Wirt-
schaftsministerkonferenz zu nutzen, um gemeinsame und transparente Regelungen bei 
Kontrollmaßnahmen und Rückzahlungsforderungen mit den anderen Ländern zu erar-
beiten. 
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Begründung: 

Zu Beginn des ersten Lockdowns im Frühjahr 2020 wurde von der CSU-geführten 
Staatsregierung unbürokratische, unkomplizierte Hilfe versprochen und kein zinsloses 
Darlehen. Neben den Corona-Soforthilfen wurden auch Corona-Härtefallhilfen und Hil-
fen im Rahmen des Soloselbstständigenprogramms oder des Spielstätten- und Veran-
stalterprogramms ausgezahlt. 

In Kombination mit den Geldern, die über Hilfsprogramme des Bundes bereitgestellt 
wurden, wirkten die Gelder einer Insolvenzwelle im Bereich der Klein- und Kleinstunter-
nehmen und der Soloselbstständigen entgegen. Ministerpräsident Dr. Markus Söder 
wurde nicht müde, die Hilfen als bayerischen Erfolg zu verkaufen: „Whatever it takes!“ 
und „Wir lassen in der Krise niemanden alleine!“ so der Ministerpräsident noch im März 
2020 via Social Media. Die Menschen, die in Bayern leben und arbeiten, sollten nicht 
um ihre Existenz bangen müssen. 

Heute, gut drei Jahre nach dem ersten Lockdown, der in der damaligen Situation un-
umgänglich war, ist die Realität eine andere: Das Staatsministerium für Wirtschaft, Lan-
desentwicklung und Energie versendet seit Herbst 2022 Rückzahlungsforderungen, ob-
wohl diese den politischen Zusagen aus 2020 widersprechen. Das CSU-geführte 
Staatsministerium für Wissenschaft und Kunst fordert Stipendien zurück. Ob diese 
Rückzahlungsforderungen rechtlich zulässig sind, ist fraglich. In Nordrhein-Westfalen 
haben Gerichte Bescheide bereits für rechtswidrig erklärt.1 Der bürokratische Aufwand 
der Abrechnung ist für viele kleine Betriebe nicht leistbar und steht in krassem Missver-
hältnis zu der versprochenen unbürokratischen Hilfe.2 

Insbesondere Soforthilfe-Empfängerinnen und -Empfänger aller Branchen sehen sich 
mit Rückzahlungsforderungen konfrontiert, mit denen sie zum einen nicht gerechnet 
haben und die zum anderen für die oft noch angeschlagenen Betriebe oder Soloselbst-
ständigen unverhältnismäßig hoch und existenzbedrohend sind. 260 000 Menschen in 
Bayern sind davon betroffen3. 

Empfängerinnen und Empfänger der Künstlerinnen- und Künstlerhilfe stehen vor einem 
weiteren, noch absurderen Problem: Die ausgezahlten Soforthilfen wurden in vielen 
Fällen direkt von den nachfolgenden Künstlerhilfen abgezogen, der Betrag der Künst-
lerhilfen verringerte sich. Dies, obwohl die Soforthilfen explizit nicht für den Lebensun-
terhalt, sondern nur für Betriebskosten gedacht waren. Nun folgen häufig Rückzah-
lungsforderungen von Soforthilfen, die Betroffenen haben diese aber ihrer Wahrneh-
mung nach „schon zurückgezahlt“, da die Künstlerhilfe um den Betrag der durch das 
Staatsministerium für Wirtschaft, Landesentwicklung und Energie ausgezahlten Sofort-
hilfen gekürzt wurde. 

Die Argumentation der Staatsregierung, dass Rückzahlungsforderungen eine „Über-
kompensation“ verhindern sollen, ist unfair und muss korrigiert werden: Der Berech-
nungszeitraum berücksichtigt lediglich die drei Folgemonate nach Auszahlung. Die Fol-
gen der notwendigen Einschränkungen aufgrund der Pandemie haben aber nachweis-
lich noch viele weitere Monate, ja Jahre, Auswirkungen auf Verdienstmöglichkeiten von 
Kleinunternehmen und Soloselbstständigen gehabt. Gerade für Soloselbstständige, die 
keinerlei Einnahmen, aber dennoch laufende Kosten wie Krankenversicherungen oder 
Steuervorauszahlungen hatten, die im Rahmen der Soforthilfe-Abrechnungen nicht als 
Ausgaben anerkannt werden und die während der Pandemie von Ersparnissen oder 
der Rücklagen fürs Alter gelebt haben, sind die Rückzahlungsforderungen ein Schlag 
ins Gesicht. Andere Bundesländer wie z. B. Sachsen haben bereits versprochen, 
schnelle Lösungen zu erarbeiten. 

                                                           
1 https://www.steinbock-partner.de/news/recht/rueckzahlung-corona-soforthilfe/ , zuletzt abgerufen am 

15. März 2023 
2 https://www.br.de/nachrichten/bayern/schock-ueber-rueckforderung-von-corona-soforthilfen,TSvJ5Y7 , 

zuletzt abgerufen am 15. März 2023 
3 https://www.br.de/nachrichten/bayern/corona-soforthilfe-ueber-186-millionen-euro-bisher-zurueckge-

zahlt,TWm35kk , zuletzt abgerufen am 15. März 2023 

https://www.steinbock-partner.de/news/recht/rueckzahlung-corona-soforthilfe/
https://www.br.de/nachrichten/bayern/schock-ueber-rueckforderung-von-corona-soforthilfen,TSvJ5Y7
https://www.br.de/nachrichten/bayern/corona-soforthilfe-ueber-186-millionen-euro-bisher-zurueckgezahlt,TWm35kk
https://www.br.de/nachrichten/bayern/corona-soforthilfe-ueber-186-millionen-euro-bisher-zurueckgezahlt,TWm35kk
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Für Bayern wurde ein allgemeines Rückmeldeverfahren vonseiten der Staatsregierung 
eigentlich ausgeschlossen, „da die Bewilligungsstellen bereits im Rahmen der Gewäh-
rung der Soforthilfen den Liquiditätsengpass zum Teil umfassend geprüft haben.“4 Die 
aktuellen Rückforderungen zeugen von Führungsversagen in der Staatsregierung. Jetzt 
muss politische Verantwortung übernommen und gehandelt werden. Wenn nicht 
schnellstmöglich Lösungen für die benannte Problematik gefunden werden, droht eben 
die Pleitewelle, die durch die Corona-Soforthilfe eigentlich hätte verhindert werden sol-
len. Von einem irreparablen Schaden an unserer Demokratie einmal abgesehen, denn 
den Glauben an funktionsfähiges staatliches Handeln haben viele Betroffene – und dies 
trotz in der Pandemie zum Teil rund um die Uhr arbeitenden Verwaltungen – bei solch 
politischem Lavieren leider oft bereits verloren. 

                                                           
4 https://web.archive.org/web/20210225194631/, zuletzt abgerufen am 15. März 2023 

https://web.archive.org/web/20210225194631/

